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Länderanhörung zum Referentenentwurf zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes vom 

27.04.2026 – Stellungnahme des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung Brandenburg 

 

 

Sehr geehrter Damen und Herren, 

 

mit E-Mail vom 28.04.2026 hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie den Referentenentwurf 

zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes übersandt und die Länder mit Frist bis zum 06.05.2026 zur Ab-

gabe einer Stellungnahme gebeten. Für die Beteiligung und die Möglichkeit der Abgabe einer Stellungnahme 

bedanke ich mich. 

 

Allerdings ist kritisch anzumerken, dass die kurze Stellungnahmefrist mit effektiv sechs Arbeitstagen und im 

Hinblick auf das längere Wochenende äußerst kurz bemessen ist. Eine ausführliche und dezidierte Ausei-

nandersetzung mit dem Gesetzentwurf ist daher nicht möglich, so dass die Stellungnahme sich auf die we-

sentlichen Punkte einer kursorischen Prüfung beschränkt. Dies ist äußerst bedauerlich, da die Vertreter des 

Bundes in der bisherigen Kommunikation mit den Ländern in Bezug auf die Novellierung des Wärmepla-

nungsgesetzes eine konstruktive und zielgerichtete Zusammenarbeit im Vorfeld in Aussicht gestellt haben, 

was insbesondere eine hinreichend angemessene Bearbeitungsfrist voraussetzt. 

 

Grundsätzlich werden die vorgesehenen Änderungen bzgl. des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) begrüßt. 

Dies betrifft insbesondere die durch § 22a WPG neu eingeführte „kleine Wärmeplanung“, die planungsver-

antwortlichen Stellen mit unter 15.000 Einwohnern eine Alternative zur regulären und umfassenden Wär-

meplanung offeriert und nach Maßgabe der inhaltlichen Ergänzungen der Anlage 2 merkliche Erleichterun-

gen und Vereinfachungen abbildet. Fraglich ist jedoch der – nach Einführung der „kleinen Wärmeplanung“ 

nach § 22a WPG – verbleibende Nutzen der zum Teil von den Ländern im Lichte der Verordnungsermächti-

gung eingeführten vereinfachten Wärmeplanung für planungsverantwortliche Stellen mit unter 10.000 Ein-

wohnern. Die Gesetzesbegründung liefert hierzu keine weiteren Anhaltspunkte. Es wird empfohlen zu prü-
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fen, ob die bestehende vereinfachte Wärmeplanung tatsächlich noch erforderlich ist. Nach diesseitiger Auf-

fassung bietet im Lichte der Novellierung die vereinfachte Wärmeplanung keinen erkennbaren Mehrwert, 

so dass die Regelungsmöglichkeit nebst Verordnungsermächtigung gestrichen werden könnte. 

Des Weiteren ist die Regelung des § 22a Absatz 1 Satz 2 WPG und der Absätze 2 bis 4 mit Blick auf die 

Eignungsprüfung und die „Kann-Bestimmung“ als kritisch zu bewerten. Gemäß der Gesetzesbegründung zu 

§ 22a Absatz 1 Satz 2 WPG müssen die planungsverantwortlichen Stellen ein spezifisches Gebiet, das sich 

im Rahmen der prognostischen Prüfung als geeignet darstellt, einer vertieften Prüfung - im Nachgang zur 

Wärmeplanung - unterziehen. Dabei kann dieses Gebiet im Wärmeplan entsprechend ausgewiesen werden, 

wenn eine vertiefte Prüfung angezeigt ist. Dies sei bei Erfüllung der genannten Regelbeispiele der Fall. Damit 

handelt es sich dem Grunde nach nicht um ein freies Ermessen, sondern vielmehr um ein intendiertes Er-

messen, welches vordringlich bei Erfüllung der Regelbeispiele eine „Muss-Bestimmung“ darstellt und damit 

zu einer zwingenden Gebietsausweisung als Prüfgebiet führt. Dies ist jedenfalls entsprechend der Geset-

zesbegründung angezeigt, weil andernfalls die Gefahr besteht, dass mangels erfolgender Gebietsauswei-

sung das spezifische Gebiet keiner im Nachgang gesetzlich angelegten vertieften Untersuchung zugeführt 

wird. Die notwendig durchzuführende vertiefte Prüfung wird durch die Regelung des Absatz 1 Satz 2 und 

dem Regelungsgehalt der Absätze 2 bis 4 nach diesseitigem Verständnis lediglich impliziert, nicht jedoch 

ausdrücklich geregelt. Es wird daher dringend angeregt die Regelung des Absatz 1 Satz 2 in Korrespondenz 

mit den Regelungen der Absätze 2 bis 4 im Hinblick auf das verfolgte Regelungsziel zu überprüfen und das 

„kann“ in den Absätzen 2 bis 4 durch ein „ist“ zu ersetzen (Regelungsvorschlag für die Absätze 2 bis 4 anbei).  

 

Des Weiteren ist unklar, welche Zielstellung mit der Ergänzung in § 10 Absatz 3 WPG bzgl. der Verweise auf 

die Absätze 1 und 2 verfolgt wird, insbesondere, ob diese nur der Klarstellung dienen soll. Ohne entspre-

chenden Hinweis in der Gesetzesbegründung wird die Änderung grds. als kritisch bewertet, da nicht ausge-

schlossen werden kann, dass der Verweis von dritter Seite fehlinterpretiert werden könnte und dadurch zu 

einer Einschränkung der planungsverantwortlichen Stellen hinsichtlich der Datenerhebungsmöglichkeiten 

führt. Dies gilt es in jedem Fall zu vermeiden, und zwar unabhängig davon, ob dies faktisch oder auch nur 

reflexartig erfolgt.  

 

Hinsichtlich der Datenübermittlung an den Bund wird die Bereitstellung eines von allen Beteiligten zu ver-

wendenden Datenraums begrüßt. Allerdings stellt sich bezüglich des „bundesweiten Datenstandards - 

XWärmeplan“ der zu übermittelnden Daten die Frage, ob dieser Standard bereits marktüblich ist und aus-

nahmslos von allen Dienstleistern einheitlich verwendet wird. Nach Auskunft des Bundes ist dies nicht der 

Fall, es wird jedoch antizipiert, dass die Dienstleister sich die notwendige Software (kostenpflichtig) beschaf-

fen werden, um für die planungsverantwortlichen Stellen die Datenübermittlung durchführen zu können. 

Dies darf jedenfalls nicht zu einer Erhöhung der Kosten auf Seiten der planungsverantwortlichen Stellen 

führen. Etwaige Mehrkosten wären konsequenterweise vom Bund gegenzufinanzieren und nicht von den 

Ländern zu tragen.  

 

Die Kälteplanung in Umsetzung europarechtlicher Vorgaben wird grundsätzlich begrüßt, insbesondere die 

Verknüpfung mit der Fortschreibung der Wärmepläne. Auch die inhaltliche Darstellung gemäß der Anlage 2 

erscheint angemessen. Dringend erforderlich und geboten ist jedoch die Klärung der Frage der Finanzierung 
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durch den Bund. Der angegebene Erfüllungsaufwand von einmalig 1,9 Millionen Euro bzw. 0,4 Millionen 

Euro jährlich erscheint in diesem Zusammenhang äußerst knapp kalkuliert. Die Erweiterung dieser neu im 

WPG implementierten Aufgabe konnte bereits denklogisch seinerseits bei der Berechnung der Finanzbe-

darfe für die Ersterstellung der Wärmepläne keine Berücksichtigung finden. Eine alleinige Kostentragung 

durch die Länder ist strikt abzulehnen. 

 

Eine Gegenrechnung der Zusatzkosten aus Datenübertragung und Kälteplanung mit vermeintlichen Einspa-

rungen, bspw. aus der „kleinen Wärmeplanung“, würde bereits deshalb fehlgehen, weil zum Zeitpunkt der 

Bereitstellung der Finanzmittel zur Ersterstellung der Wärmepläne seitens des Bundes klar war, dass diese 

aller Voraussicht nicht für alle Länder auskömmlich sein würden. Eine zusätzliche Belastung der Landes-

haushalte gilt es daher in jedem Fall zu vermeiden.  

 

Mit Blick auf die „kleine Wärmeplanung“ (§ 22a WPG) wird zudem die prognostizierte Entlastung von rund 

35,1 Millionen Euro sowie jährlichen 6,2 Millionen Euro hinterfragt. Bei der Entlastungsausweisung wird hier 

verkannt, dass es sich weiterhin um ein Wahlrecht der planungsverantwortlichen Stelle handelt und die 

vermeintliche Kosteneinsparung – trotz umfassender Fallzahlabwägungen in unterschiedlichen Szenarien – 

auch deutlich geringer ausfallen kann, u.U. gar nicht realisiert wird. Insoweit ist es angezeigt, im Gesetzent-

wurf konsequent Einsparungen als potenzielle Möglichkeiten mit „bis zu…“ auszuweisen. Soweit der Bund 

mit der vermeintlichen Kosteneinsparung beabsichtigt, die sich aus der WPG-Novelle ergebenden weiteren 

Kosten zu kompensieren, ist dies hinreichend transparent und konkret vom Bund in der Gesetzesbegrün-

dung darzulegen. Kritisch anzumerken ist und bleibt überdies das Thema der Finanzausstattung der Länder 

als originäre Normadressaten des WPG bezüglich der Fortschreibung der Wärmepläne. Bei dieser Aufgabe 

handelt es sich um eine Daueraufgabe des Bundes, die zumindest eine anteilige, aber fortlaufende Finan-

zierung des Bundes erforderlich macht. Eine solche ist bislang nicht erfolgt und scheint auch nicht ange-

dacht. Sie ist jedoch zwingend, um eine angemessene Aufgabenerfüllung zu gewährleisten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Mathias Haufe 

Referatsleiter  

Referat 25 - Koordination Energie- und Klimapolitik im MIL, Gebäudeenergie,  

kommunale Wärmeplanung und klimagerechte Stadtentwicklung - 

 

Anlage:  - Regelungsvorschlag zu § 22a WPG 
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Anlage 

 

§ 22a WPG 

Kleine Wärmeplanung für Gemeindegebiete mit 15 000 Einwohnern oder weniger 

 

(2) Ein Teilgebiet ist als Prüfgebiet darzustellen und dabei als „Prüfgebiet Wärmenetz“ im Wärmeplan be-

sonders kenntlich zu machen, wenn eine vertiefte Untersuchung der Eignung des Teilgebiets für eine Ver-

sorgung durch ein Wärmenetz im Anschluss an die Erstellung des Wärmeplans angezeigt ist, insbesondere 

weil 

1. im beplanten Gebiet ein Wärmenetz besteht, das für eine Versorgung des Teilgebiets genutzt werden 

kann, 

2. Wärmebedarfsdichten in dem Gebiet einen wirtschaftlichen Betrieb eines Wärmenetzes möglich erschei-

nen lassen, 

3. konkrete, der planungsverantwortlichen Stelle bekannte Anhaltspunkte für Potenziale für Wärme aus er-

neuerbaren Energien oder unvermeidbarer Abwärme vorhanden sind, die über ein Wärmenetz nutzbar ge-

macht werden können, oder 

4. ein oder mehrere bestehende oder potenzielle und der planungsverantwortlichen Stelle bekannte Groß-

verbraucher vorhanden sind, die Wärme über ein Wärmenetz beziehen könnten. 

 

(3) Ein Teilgebiet, in dem ein Gasnetz betrieben wird, ist als Prüfgebiet darzustellen und dabei als „Prüfgebiet 

Wasserstoffnetz“ im Wärmeplan besonders kenntlich zu machen, wenn eine vertiefte Untersuchung der 

Eignung des Teilgebiets für eine Versorgung durch ein Wasserstoffnetz im Anschluss an die Erstellung des 

Wärmeplans angezeigt ist. Das ist der Fall, wenn die planungsverantwortliche Stelle davon ausgeht und be-

gründet, dass eine Wärmeversorgung über ein Wasserstoffnetz wirtschaftlich sein wird. Die Darstellung 

nach Satz 1 setzt in der Regel ferner voraus, dass industrielle Abnehmer in dem Teilgebiet oder in der Nähe 

zukünftig wahrscheinlich mit Wasserstoff versorgt werden und dass eine dezentrale Erzeugung, Speiche-

rung und Nutzung von Wasserstoff oder die Versorgung eines Wasserstoffverteilnetzes über darüberlie-

gende Netzebenen sichergestellt erscheint. 

 

(4) Ein Teilgebiet, in dem ein Gasnetz betrieben wird, ist als Prüfgebiet darzustellen und dabei als „Prüfgebiet 

Netz für die Versorgung mit grünem Methan“ im Wärmeplan besonders kenntlich zu machen, wenn eine 

vertiefte Untersuchung der Eignung des Teilgebiets für eine Versorgung leitungsgebunden mit grünem Me-

than im Anschluss an die Erstellung des Wärmeplans angezeigt ist. Das ist der Fall, wenn die planungsver-

antwortliche Stelle davon ausgeht und begründet, dass eine Wärmeversorgung leitungsgebunden mit grü-

nem Methan wirtschaftlich sein wird. Die Darstellung nach Satz 1 setzt in der Regel ferner voraus, dass eine 

dezentrale Erzeugung, Speicherung und Nutzung von grünem Methan oder die Versorgung mit grünem Me-

than über ein Gasverteilnetz über darüberliegende Netzebenen sichergestellt erscheint. 

 


